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«Eine Lösung bis Ende Jahr»
Die Vizepräsidenten Markus Bapst, Eric Collomb und Marie-France Roth Pasquier teilen sich vorderhand die 
Präsidentschaft der CVP. Im Interview sagt Bapst, wie es so weit kam, und welche Aussichten die Partei hat.

Urs Haenni

NEYRUZ Markus Bapst erklärt, 
wie es mit der Suche nach 
einem CVP-Präsidenten (FN 
von gestern) weitergeht.

Drei Vizepräsidenten leiten 
nun die Geschicke der 
Freiburger CVP. Wer ist 
Ansprechpartner gegen 
aussen?

Markus Bapst: Das ist von 
uns noch nicht geklärt. Was 
den Grossen Rat betrifft, ist es 
der Fraktionspräsident. Wenn 
es um politische Inhalte geht, 
wird es eher Eric Collomb sein. 
Zum Thema Wahlen bin ich der 
erste Ansprechpartner. Und 
Marie-France Roth ist jene Per-
son, die am meisten mit den In-
stitutionen und den Gemein-
deräten zu tun hat.

Wann war klar, dass das 
Präsidium die Dreierlösung 
der Delegiertenversammlung 
vorschlagen wird?

Das stellte sich bei der letz-
ten Sitzung im Präsidium am 
Montag heraus. An diesem Tag 
hat uns eine Person, die wir für 
das Präsidentenamt im Auge 
hatten, definitiv abgesagt.

Warum ist es dieses Mal nicht 
gelungen, einen neuen 
Präsident zu finden?

Da kann ich nur mutmassen. 
Aus meiner Sicht gibt es zwei 
Faktoren. Einer ist das Wahl-
jahr 2019. Dieses ist sicher ein 
Hindernis, um jetzt einen Prä-
sidenten zu finden. Als Präsi-
dent ist man nahe am Wahl-
kampf dran, und da ist ein Ein-
stieg nicht einfach. Der zweite 
Punkt ist die Belastung. André 
Schoenenweid ist eine sehr ini-
tiative und engagierte Persön-
lichkeit und hat für das Amt 
viel Zeit aufgewendet. Das ha-
ben die Mitglieder festgestellt 
und gemerkt, wie hoch die Be-

lastung ist. Verschiedene Leu-
te, die eigentlich Interesse be-
kundet hätten, haben vonsei-
ten ihrer Arbeitgeber ein Prob-
lem. Das war ja schliesslich 
auch bei André Schoenenweid 
ausschlaggebend für die De-

mission. Dann gibt es auch fa-
miliäre Bedenken, die je länger 
je mehr eine Rolle spielen. In 
der Politik ist man ständig im 
Rampenlicht; ein Präsident 
noch viel mehr. Das hielt einige 
Leute davon ab, zuzusagen.

Wenn eine Partei keinen 
Präsidenten findet, leidet da 
nicht ihr Image darunter?

Das ist nicht von der Hand zu 
weisen und wird von aussen 
vermutlich so interpretiert. 
Unser Standpunkt ist aber je-

ner, dass wir eine geeignete 
Person wollen, die auch Füh-
rungsqualitäten hat. Nicht ein-
fach eine Verlegenheitslösung. 
An dem müssen wir nun arbei-
ten. Aber es ist nicht ein Man-
dat, um das man sich reisst. 

Was stimmt Sie optimistisch, 
dass die CVP schon bald 
wieder einen Präsidenten 
haben wird?

Optimistisch stimmt mich, 
dass wir drei Vizepräsidenten 
diese Lösung unbedingt an-
streben und dass es mit der 
nun erfolgten Kommunika tion 
in der Partei Personen gibt, die 
sich entsprechende Überlegun-
gen machen werden. Wir er-
warten keine Wunder. Viel-
leicht gibt es auch eine Lösung 
für eine gewisse Zeit, beispiels-
weise für das Wahljahr mit klar 
definierten Aufgaben. Das 
könnte uns auch Zeit für eine 
dauerhafte Lösung geben.

Gibt es eine Zielvorgabe, bis 
wann ein neuer Präsident 
bestimmt sein soll?

Ja. Wir wollen es dieses Jahr 
noch über die Bühne bringen.

Markus Bapst (r.) versichert, dass er, Eric Collomb und Marie-France Roth Pasquier mit Hochdruck einen neuen Präsidenten suchen. Bild Charly Rappo

Abstimmungsparolen

CVP lehnt Landwirtschaftsvorlagen ab
 Sowohl die Fair-Food-Ini-

tiative wie auch die Volks-
initiative für Ernährungssou-
veränität fanden bei den De-
legierten der CVP an ihrer Ver-
sammlung in Neyruz keine 
Gnade. Diese lehnten die bei-
den Vorlagen mit 119 gegen  
10 beziehungsweise 109 gegen 
15 Stimmen ab. 

«Wie kann man gegen die tol-
len Dinge sein, welche die Fair-
Food-Initiative verspricht?», 
fragte Ständerat Beat Vonlant-
hen in die Runde. Tatsächlich 
hätten bei einer Umfrage  
78 Prozent der Befragten die 
Vorlage befürwortet. Vonlant-

hen zeigte aber auf, dass diese 
Initiative gefährlich sei. So 
drohten für die Lebensmittel 
zum Teil massiv höhere Preise 
wegen der neuen Vorschriften. 
Dadurch würde auch der Ein-
kaufstourismus wieder ange-
kurbelt. Es würde massiv mehr 
Bürokratie und Kontrollen ge-
ben. «Nachhaltige Landwirt-
schaft ja, aber dies ist der fal-
sche Weg», so Vonlanthen.

Ähnlich tönte es bei Christi-
ne Bulliard-Marbach betref-
fend der Initiative für Ernäh-
rungssouveränität. Auch sie 
kritisierte negative Auswir-
kungen wie die Bürokratie und 

den Einkaufstourismus. Die 
positiven Forderungen der Ini-
tiative seien schon mit dem Ja 
zur Ernährungssicherheit vor 
einem Jahr erfüllt. Nun füge 
die jetzige Initiative einfach 
noch Strafmassnahmen hinzu.

Klar nahmen die CVP-De-
legierten den Bundesbeschluss 
über die Velowege an. Er wurde 
von Eric Collomb vorgestellt.

Die Versammlung erteilte 
dem Vorstand und dem Partei-
sekretariat auch die Kompe-
tenz, nun schon in die Abstim-
mungskampagne gegen die 
Selbstbestimmungsinitiative 
einzusteigen. uh

Widerstand gegen Steuerprojekt formiert sich
Die vom Staatsrat im Juli vorgestellte Steuervorlage 17 sei trügerisch und unausgewogen. Dies kritisieren Gewerkschaften und 
linke Parteien. Sie fordern eine Neuberechnung der finanziellen Folgen mit einem Gewinnsteuersatz von 16,38 Prozent.

Urs Haenni

FREIBURG Der Freiburger 
Staatsrat hält im Wesentlichen 
an seiner Umsetzung der 
Unternehmenssteuerreform 
fest und will für Firmen einen 
Gewinnsteuersatz von 13,72 
Prozent statt wie heute 19,82 
Prozent einführen. Dabei wür-
de der Spezialstatus für gewis-
se Firmen verschwinden. Die 
kantonale Umsetzung soll von 
Kompensationen für Familien-
zulagen, Kinderbetreuung, Be-
rufsbildung begleitet sein.

Diese Strategie hatte der 
Staatsrat im Juli kommuni-
ziert; linke Parteien und Ge-
werkschaften kritisierten diese 
in Stellungnahmen. Gestern 

haben der Freiburger Gewerk-
schaftsbund, Unia, der Ver-
band des Personals öffentlicher 
Dienste (VPOD), die SP und So-
lidaritéS an einer Medienkon-
ferenz Position gegen das Frei-
burger Projekt bezogen.

Anderer Steuersatz gefordert
Für Milka Ivanovic vom Ge-

werkschaftsbund ist der Vor-
schlag des Staatsrats «trüge-
risch und unausgewogen». Ins-
besondere würden bei einem 
Steuersatz von 13,72 Prozent 
Dutzende Millionen Franken 
an Steuereinnahmen fehlen.

«Das ist Steuerdumping», so 
Pierre-André Charrière von der 
linken Gruppierung Solidari-
téS. Gemäss ihm zur Verfü-

gung stehenden Berechnungen 
würde eine Gewinnsteuer von 
16,38 Prozent zu Mehreinnah-
men und Verlusten von je rund 
35 Millionen Franken führen 
und wäre somit ausgeglichen.

Wie er sagte, handle es sich 
dabei um eine Grössenordnung. 
Man habe bei der Steuer-
verwaltung angefragt, eine Be-
rechnung mit diesem Steuersatz 
durchzuführen. Finanz direktor 
Georges Godel habe aber sein 
Veto eingelegt. Im Juni reichte 
SP-Präsident und Grossrat  
Benoît Piller eine Anfrage an 
den Staatsrat ein, in der er eben-
falls eine Berechnung mit einem 
Satz von 16,38  Prozent forderte. 
Die Antwort der Regierung steht 
derzeit noch aus. Piller äusserte 

gestern die Meinung, dass durch 
die Steuerausfälle etwa bei der 
Bildung Sparmassnahmen dro-
hen. So würde Freiburg als 
Standort für Unternehmen auch 
wieder un attraktiver.

«Unanständig»
Milka Ivanovic stört sich 

aber nicht nur am vorgesehe-
nen Steuersatz, sondern auch 
an den vom Kanton geplanten 
Begleitinstrumenten wie Step-
up, Patent Box und Superabzü-
gen. «Wenn Firmen bei der For-
schung und Entwicklung mit 
fiktiven Kosten von 150 Prozent 
ihre Gewinne reduzieren kön-
nen, geht das ins Unanständi-
ge. Und vor allem bedeutet das 
erneute Steuerausfälle.»

30,8 Millionen Franken will 
der Kanton als Kompensa-
tionsmassnahmen für Fami-
lienzulagen, Kinderbetreu-
ung, Berufsbildung investie-
ren, 22  Millionen davon sol-
len von den Unternehmen 
stammen. 

«Dies ist Augenwischerei», 
sagte Unia-Regionalsekretär 
Armand Jaquier. Diese Beträge 
seien nicht ein Geschenk an die 
Bevölkerung, sondern eine 
Pflicht. Beispielsweise sei Frei-
burg bei den Familienzulagen 
und bei Krippen gegenüber an-
deren Kantonen im Rückstand.

«Familienpolitik muss unab-
hängig von der Steuerpolitik 
geschehen», forderte VPOD-Se-
kretärin Virginie Burri.

«Wir wollen eine 
geeignete Person 
mit Führungs­
qualitäten.  
Keine Verlegen­
heitslösung.»
Markus Bapst
Vizepräsident CVP

Express

Vorstand der SVP 
bestätigt Dreierlösung
FREIBURG Nach der Demis­
sion von Präsident Ruedi Schläfli 
(FN vom Montag) übernehmen 
die drei Vizepräsidenten Adrian 
Brügger, Christophe Blaumann 
und Sébastien Bossel neu die 
Leitung der Freiburger SVP. 
Diese Übergangslösung hatte 
die Partei bereits bei der 
Bekanntgabe von Schläflis 
Rücktritt kommuniziert. Nun hat 
der Vorstand diese Lösung auf 
Vorschlag des leitenden Büros 
der Partei genehmigt. Die drei 
Vizepräsidenten werden von der 
Sekretärin Claire Peiry und dem 
Kassier Pascal Wicht assistiert, 
teilt die SVP in einem Communi­
qué mit. Diese Lösung werde 
eine effiziente Führung der 
Partei gewährleisten und 
sicherstellen, dass die bevorste­
henden Wahltermine in aller 
Ruhe und Umsicht angegangen 
werden können, heisst es. uh

Napoleon oder 
Einstein?
Napoleon soll nur vier 
Stunden Schlaf benötigt 
haben; andere brauchen bis 
zu deren 14. Das Schlaflabor 
der Universität Freiburg 
untersucht das Phänomen.

Jean­Claude Goldschmid

FREIBURG Wie viel Schlaf 
braucht der Mensch? Dies ist 
eine Frage, die nicht ganz ein-
fach zu beantworten ist. Denn 
das Schlafbedürfnis ist von 
Mensch zu Mensch verschieden. 
Während mancher unter der 
Woche nie mehr als sechs Stun-

den schläft, fühlen sich andere 
erst nach neun Stunden Schlaf 
richtig fit und ausgeruht. So soll 
Albert Einstein beispielsweise 
durchschnittlich 14 Stunden ge-
schlafen haben, während Napo-
leon angeblich vier Stunden 
Schlaf genügten. Aber trotz des 
offensichtlich unterschiedli-
chen Schlafbedürfnisses ist den 
Menschen eines gemeinsam: 
Ausreichend Schlaf ist lebens-
wichtig für den Körper.

Untersucht wird dies im 
Schlaflabor der Universität Frei-
burg. Dieses besteht aus vier ab-
geschirmten und geräuschar-
men Schlafzimmern. Die Ver-
suchspersonen schlafen in nor-
malen und komfortablen Betten 
– mit einer Kappe, auf der  
32 Elektroden angebracht sind. 
Die Studien des Schlaflabors 
werden unter der Leitung von 
Professor Björn Rasch durchge-
führt. Der Deutsche hat 2016 für 
sein Projekt «Memosleep» vom 
Europäischen Forschungsrat  
1,5 Millionen Euro für die  Dauer 
von fünf Jahren zugesprochen 
bekommen.
Im Rahmen einer Sommerserie betreiben 
die FN Zahlenspielerei: Eine Zahl bildet 
den Ausgangspunkt einer Geschichte.

Bauarbeiten auf  
der A 12 bei Freiburg
FREIBURG Am kommenden 
Montag kommt es auf der 
Saanebrücke auf der A 12, 
zwischen der Ausfahrt Freiburg 
Nord und Düdingen, zu 
Bauarbeiten. Dies teilte das 
Bundesamt für Strassen gestern 
mit. Die Arbeiten zwischen  
8 und 16.30 Uhr werden eine 
Reduktion der Fahrspuren 
erfordern, heisst es weiter. vau


